
Zahlreiche Vereine, Stif-
tungen und Initiativen enga-
gieren sich in und für Berlin. 
Gleich, ob bei der Stadt-

mission, in Sport -
vereinen oder 
als Lese paten 
für Kinder – 
viele Berline-
rinnen und 
Berliner leis-
ten einen 
u nge m e i n 
wicht igen 
Beitrag für 
den sozia-
len Zusam-
m e n h a l t 
in unserer 

Stadt. Da-
für bin ich 

ihnen von Her-
zen dankbar. 

Denn wie sähe 
Berlin wohl ohne 
all diese uner-

müdlichen Helfer 
und ehrenamtlich 
Engagierten aus? 

Mit Sicherheit 
grauer, kälter 

und weniger sozial.
Alle von uns können dazu 

beitragen, unsere Stadt noch 
liebens- und lebenswerter zu 
gestalten. Das fängt schon 
im Kleinen an. Zum Beispiel, 
indem wir mehr Verantwor-
tung für unsere direkte 
Nachbarscha!  übernehmen 
und nicht wegschauen, wenn 
andere Hilfe brauchen. Las-
sen Sie uns so gemeinsam 
ein Berlin des sozialen Mit-
einanders gestalten.

In diesem Sinne wünsche 
ich Ihnen eine besinnliche 
Advents- und Weihnachts-
zeit!

        Ihr Klaus Wowereit

CHARLOTTENBURG-WILMERSDORFBerliner 
Stadtblatt

IN DIESER AUSGABE

ZAHL DES MONATS

435.680
So viele Straßenbäume hatte 
Berlin Ende 2011. Mit Hilfe 
einer Spendenkampagne sol-
len jetzt 10.000 neue Bäume 
gep" anzt werden. 500 Euro 
Spendengelder werden für ei-
nen Baum benötigt, gleich viel 
Geld steuert Berlin dazu. Spen-
den-Hotline 030 9025-1234.

ZITAT DES MONATS
»Daher betrachten wir das 
Streben nach absoluter Voll-
beschä! igung als weder zeit-
gemäß noch sozial wünschens-
wert.« 
Wirtscha! sprogramm
der Piratenpartei

 Die Belastung ist spürbar 
gestiegen. Mehr als ein Viertel 
ihres Einkommens geben die 
Berlinerinnen und Berliner 
heute für die Miete aus. Hei-
zung und Betriebskosten sind 
darin noch nicht eingerech-
net. Und gerade diese „zwei-
te Miete“ macht inzwischen 
immer mehr Haushalten zu 
scha! en. 

 Ein Ende ist nicht abseh-
bar: Mit einer drastischen 
Strompreiserhöhung von rund 
13 Prozent schockte zuletzt der 
Berliner Grundversorger  Vat-
tenfall die Verbraucher.  Als 
Begründung diente unter an-
derem die Ökostrom-Umlage. 
Hier ist die Bundesregierung 
der Preistreiber: Sie müsste die 

Befreiungen zahlreicher Un-
ternehmen von der Umlage 
rückgängig machen, so wie es 
die SPD-Bundestagsfraktion 
fordert. Denn die Kosten der 
Energiewende können nicht 
einseitig die privaten Haushalte 
tragen. 

In Berlin sollen städtische 
Unternehmen stärkeren Ein-
" uss auf die Preise und die 
Umsetzung der Energiewende 
bekommen. Inzwischen gehö-
ren wieder mehr als 75 Prozent 
der Wasserbetriebe dem Land 
Berlin. Gewinngarantien für 
private Anteilseigner gibt es 
kün! ig nicht mehr, erklärte die 
Berliner SPD-Fraktion.  Dafür 
werden die Berlinerinnen und 
Berliner bei den Wasserpreisen 

um 60 Millionen Euro entlas-
tet. Auch beim Strom soll Re-
kommunalisierung die Preis-
entwicklung dämpfen.

So will sich das Land Berlin   
in den kommenden zwei Jahren 
mit einem eigenen Unterneh-
men an der Ausschreibung um 
die Gas- und Stromnetze  be-
teiligen. Die Stromerzeugung 
aus erneuerbaren Energien, die 
bereits in mehreren städtischen 
Betrieben vorangetrieben wird, 
soll kün! ig in einem Stadtwerk 
zusammengefasst werden. „Wir 
brauchen eine stärkere ö# ent-
liche Verantwortung in der 
Energieversorgung, wie wir sie 
in Berlin vorantreiben“, sagt 
der Berliner SPD-Landesvor-
sitzende Jan Stöß. „Das Land 

ist dann in der Lage, für einen 
sozialen Ausgleich zu sorgen.“

Eine Änderung des Miet-
rechts auf Bundesebene ver-
langt der Deutsche Mieter-
bund, damit die energetische 
Sanierung bezahlbar bleibt. 11 
Prozent der Modernisierungs-
kosten kann der Vermieter 
derzeit auf die Jahresmiete auf-
schlagen, ein Betrag, der meist 
deutlich höher ist als die Ener-
gieeinsparung des  Mieters. 
„Im Ergebnis zahlt allein der 
Mieter die Kosten“, so Mieter-
bundpräsident Georg Rips. Er 
hält stattdessen einen Zuschlag 
auf die Kaltmiete für denkbar, 
der von der konkreten Ener gie-
ersparnis abhängt.              U. H.

  Mehr zum Thema auf S. 3                            

 Die zweite Miete senken

Wenn es dunkel und kalt ist, erstrahlt Berlin in warmem Glanz. Mehr als 80 Weihnachtsmärkte gibt es in der Stadt. So auch unter dem Fernsehturm - hier lockt der 
Weihnachtsmarkt am Roten Rathaus u. a. mit einer Eisbahn rund um den Neptunbrunnen und einem 50 Meter hohen Riesenrad mit geschlossenen Gondeln.      Foto: AKP

ZUSAMMENHALT LEBEN 
UND GESTALTEN!

 Was tun gegen ständig steigende Energiekosten? – Städtische Unternehmen als 
Ausweg aus der Kostenfalle – Wasserpreise sinken im neuen Jahr

 
Zu gewinnen sind

2 x 2 Freikarten für das
 Gourmet-$ eater Palazzo.            

Seite 6

PREIS-
RÄTSEL

Anfang September fand 
die Sprach- und Lesewoche 
statt, die ihren Ursprung in 
Neukölln hat.  
 Der SPD-Abgeordnete Josch-
ka Langenbrinck besuchte 
sechs Grundschulen in sei-
nem Neuköllner Wahlkreis. 
Er sprach mit den Schullei-
tern über die Unterstützung 
von Schulen in sozialen 
Brennpunkten, die Durch-
setzung der Schulp" icht und 
die Sprachförderung. 
Außerdem las er den Schülern 
der dritten bis sechsten Klas-
sen aus Büchern ihrer Wahl 

vor, zum Beispiel aus „Harry 
Potter und der Stein der Wei-
sen“ und „Sams Wal“. Langen-
brinck: „Erschreckend, wie 
wenige Kinder zu Hause Bü-
cher lesen oder vorgelesen be-
kommen. Statt dessen: Glotze 
und Playstation“, kritisiert der 
Bildungsexperte. 
Die Folge seien Sprachde% zite 
und Aufmerksamkeitsstörun-
gen. Sein Fazit: „Wir müssen 
die Mängel an der Wurzel 
packen, indem wir die Sprach-
förderung in den Kitas verbes-
sern und Brennpunkt-Schulen 
stärken.“

 Sprach- und Lesewoche
an Neuköllner Grundschulen

 Kids ohne Leselust

 „Hufeisensiedlung ist bunt, 
nicht braun und Britz auch.“

  Unter diesem Motto wollen 
am 20. Dezember um 16.15 Uhr 
viele Menschen ein Zeichen für 
Demokratie und Toleranz set-
zen und eine Menschenkette 
rund um das Hufeisen bilden. 
Tre# punkt sind die jeweiligen 
Eingänge zum Hufeisen. 

Zu dieser Aktion haben sich 
Anwohner, Schulen, Vereine, 
Verbände, demokratische Par-
teien, Gewerkscha! en und Kir-
chen zusammengefunden. An-
lass sind wiederholte Angri# e 
auf Menschen, die NPD-Propa-

ganda ablehnen, das Beschmie-
ren des Mühsam-Gedenksteins 
und mehrere Anschläge auf das 
Anton-Schmaus-Haus. 

Die Aktion macht klar: Ge-
walt wird nicht geduldet, Anti-
Demokraten haben hier keinen 
Platz.   

 Um die Hufeisensiedlung soll sich die Menschenkette spannen.

 Menschenkette will am 20. Dezember ein Zeichen setzen – 
für Toleranz und friedliches Zusammenleben in Britz

 Hufeisensiedlung bleibt bunt

 WENIGER BETON
 Der Flughafen Tempelhof 
soll nicht bebaut werden, 
fordert eine Bürgerinitiative.
                                       Seite 7

 MEHR TOLERANZ
 Die SPD Neukölln warnt vor 
religiöser Bevormundung und 
fordert Toleranz ein.   
                                          Seite 7

INDUSTRIE WÄCHST
Sie qualmt nicht mehr, die 
neue, erfolgreiche Berliner 
Industrie. Seite 4

ES WEIHNACHTET
Im Überblick: Berliner Ad-
vents märkte mit besonderem 
Charme.                          Seite 5

SERVICE GESUNDHEIT
So lässt sich der Winter ge-
nießen.                Seite 6
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Einen Mangel an Selbstbe-
wusstsein sagt man Berlin nor-
malerweise nicht nach. Aber  in 
jüngster Zeit war doch etwas 
mehr Zurückhaltung zu spüren.  

Erst ö! nete der Flughafen 
nicht, dann verzögerte sich die 
Fertigstellung der Staatsoper, 
weil die Berliner Bauarbeiter 
vor 350 Jahren den Boden mit 
zahlreichen Holzpfählen stabi-
lisiert hatten -  ohne zu ahnen, 
welche Schwierigkeiten sie damit 
kün" igen Generationen berei-
ten würden.  Ein anderes großes 
Bauprojekt, die Avus, sollte im 
November kommenden Jahres 
fertig werden. Man ahnte schon: 

Das wird nichts. Und richtig. Ein 
Jahr früher als geplant ist sie nun 
fertig. 

 Na also, es geht doch noch. 
Und so richtig schlecht steht Ber-
lin gar nicht da. Das muss auch 
mal gesagt werden, fand jetzt 
wohl der Berliner Senat. In einer 
Bilanz setzt er Zahlen gegen die 
üblichen Vorurteile. Berlin wirt-
scha" sschwach? Na gut, es gibt 
noch Nachholbedarf nach den 
Jahrzehnten der Teilung. Aber: 
Kein anderes Bundesland wächst 
seit 2005 so dynamisch wie Ber-
lin. Die Stadt hält allen Verdäch-
tigungen aus Bayern zum Trotz 
im ersten Halbjahr 2012 mit ei-

nem Wachstum von 1,8 Prozent 
bundesweit den Spitzenplatz. 
Das bedeutet mehr Arbeitsplät-
ze: 2011 entstanden rund 40.000 
neue sozialversicherungsp# ichti-
ge Jobs, die Zahl der Arbeitslosen 
ist um mehr als 10.000 gesunken.  

Der Mindestlohn, der bei 
Landesau" rägen gezahlt werden 
muss, stieg auf 8,50 Euro. Berlin 
zahlt seinen Landesbedienste-
ten 2 Prozent mehr Gehalt. Die 
Zusammenführung von Charité 
und Max-Delbrück-Centrum 
verscha$   Berlin mit dem neuen 
Berliner Institut für Gesund-
heitsforschung eine international 
bedeutende Einrichtung. 20 Mil-

lionen Euro stellt das Land Berlin 
im Doppelhaushalt 2012 / 2013 
für den bedarfsgerechten Ausbau 
des Berliner Kita-Angebots zur 
Verfügung. Eine neue Mietenpo-
litik ist eingeleitet und die Zahl 
der Neubauanträge steigt. Berlins 
freie Kulturszene wird stärker 
gefördert. Und der neuverschul-
dungsfreie Landeshaushalt wird 
nach heutiger Planung sogar 
schon 2015 statt 2016 erreicht. 

Zahlen und Fakten, die 
kaum zu glauben sind. Was 
vielleicht damit zusammen-
hängt, dass man Berlin auch 
keinen Mangel an Selbstkritik 
nachsagen kann.                   U. H. 
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MEHR NEUBAU
In den ersten 
drei Quartalen 

2012 hat es 6700 Geneh-
migungen für neue Woh-
nungen gegeben, das ist 
ein Anstieg um fast 20 
Prozent gegenüber 2011.

ARBEITSPLÄTZE 
Der Energiekonzern E.ON 
siedelt 260 Arbeitsplätze aus 
dem Personaldienstleistungs-
bereich in der Hauptstadt  an. 
Berlins Mitbewerber waren 
u.a. Barcelona und Istanbul.

STEUERN
Durch die positive wirtscha" -
liche Entwicklung nimmt 
Berlin erheblich mehr Steuern 
ein als erwartet. Die Gelder 
werden jetzt genutzt, um die 
Neuverschuldung in diesem 
Jahr um weitere 406 Millionen 
Euro zu senken.

UMWELTSCHUTZ
Mehr als 500 Unternehmen 
zählen in Berlin zur um-
weltfreundlichen „Green 
Economy“. Deshalb liegt 
Berlin beim Anteil der Be-
schä" igten in diesem Be-
reich mit über fünf Prozent 
vor Hamburg und deutlich 
vor München, Frankfurt/M. 
und Köln. Starke Branchen 
in Berlin sind die Kreislauf-
wirtscha" , die nachhaltige 
Wasserwirtscha"  und die 
umweltfreundliche Energie-
erzeugung.

GUT FÜR BERLIN

Die Morde und Sprengsto! -
anschläge der rechtsextremen 
Terrorgruppe NSU waren ein 
Anschlag auf unsere Demo-
kratie. Drei Rechtsextreme 
zogen mehr als ein Jahrzehnt 
untergetaucht durch Deutsch-
land und ermordeten kalt-
blütig zehn Menschen – neun 
Männer mit türkischem und 
griechischem Hintergrund 
und eine Polizistin. Vor einem 
Jahr erfuhren wir von diesem 
rechtsextremen Terror. 

Seitdem kamen nach und 
nach viele Informationen ans 
Tageslicht: Die unvorstellbare 
Dimension der NSU-Verbrechen, 
die zahlreichen Fehler der Si-
cherheitsbehörden und die dra-
matische Verharmlosung von 
Rechtsextremismus. Wir sind es 
den Opfern und ihren Angehö-
rigen schuldig, die Hintergründe 
lückenlos aufzuklären. Daran ar-
beite ich als Sprecherin der SPD-

Bundestagsfraktion und gemein-
sam mit meinen Kolleginnen und 
Kollegen im Untersuchungsaus-
schuss des Deutschen Bundesta-
ges.

Bei der Mordserie wurde das 
Motiv der Täter nicht gesehen 
und nicht ausreichend in Rich-
tung Rechtsextremismus ermit-
telt – ein zentrales Versäumnis. 
Der Verfassungsschutz hat die 
Gefahr des rechtsextremen Ter-
rors nicht erkannt, ist Hinweisen 
nicht nachgegangen und hat sogar 
die Zusammenarbeit bei den Er-
mittlungen verweigert. Die Eitel-
keiten der Behörden verhinderten 
einen Austausch von Erkenntnis-
sen und Informationen. Und auch 
auf der politischen Ebene wurden 
falsche Entscheidungen getro! en, 
die verhindert haben, dass die Tä-
ter gefasst werden konnten. Die 
Vernichtung von Akten lässt den 
Eindruck entstehen, dass es eini-
gen Behörden am nötigen Auf-

klärungswillen fehlt. Dass es sich 
dabei nur um Pannen handelt, ist 
schwer zu glauben.

Der Untersuchungsausschuss 
wird im nächsten Jahr Vor-
schläge für Reformen vorlegen, 

die dazu beitragen sollen, dass 
rechtsextremer Terror früh-
zeitig erkannt und verhindert 
wird. Wir müssen die Arbeit 
von Polizei, Verfassungsschutz 
und Justiz grundlegend verän-
dern und Rechtsextremismus 
konsequent bekämpfen. Nur 
so können wir das verloren ge-
gangene Vertrauen in unsere 
Demokratie und ihre Instituti-
onen wieder herstellen.

Wir alle müssen uns gegen 
Rechtsextremismus engagieren 
– staatliche Behörden genauso 
wie zivile Organisationen und 
Initiativen. Menschenfeind-
lichkeit und Rassismus gehören 
nicht in unsere Gesellscha" . 
Kein Mensch darf verfolgt 
und ausgegrenzt werden – von 
niemandem. Wir wollen eine 
tolerante und welto! ene Ge-
sellscha"  – in der Rechtsext-
remismus und Terror keinen 
Platz haben.

MEIN BLICK AUF DIE BERLINER POLITIK

Die Lehren aus dem NSU-Terror
von Dr. Eva Högl

Die Berliner SPD-Bundestags-
abgeordnete Eva Högl ist Ob-
frau ihrer Fraktion im NSU-
Untersuchungsausschuss.

! Michael Sommer, DGB-
Vorsitzender: »Ein System, 
das Menschen in ganz nor-
malen Berufen nicht mehr 
garantiert, nach einem langen 
Arbeitsleben ihren Lebens-
standard halten zu können, 
pervertiert sich selbst.«
! Max Straubinger, sozialpo-
litischer Sprecher der CSU-
Landesgruppe im Deutschen 
Bundestag:  »Ich sehe das 
Problem grassierender Alters-
armut in der Zukunft, das die 
Arbeitsministerin aufzeichnet, 
in keinster Weise.«
! Andrea Nahles zur von 
Schwarz-Gelb geplanten 
Senkung des Rentenbei-
trags: »Wer jetzt die Beiträge 
senkt, muss sie in den kom-
menden Jahren umso schär-
fer anheben.«
! Detlef Wetzel,  Zweiter 
Vorsitzender der IG Metall: 
»Die Absenkung des Renten-
beitrags ist ein weiteres Bei-
spiel dafür, dass bürgerliche 
Parteien nicht mit Geld um-
gehen können.«

STIMMEN ZUR RENTE
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KÜRZUNG
Die schwarz-gelbe 
Koalition hat die 

Mittel für das Programm 
„Soziale Stadt“ von 50 auf 
40 Millionen Euro gekürzt. 
Berlins Stadtentwicklungsse-
nator Michael Müller (SPD) 
hält dagegen eine Aufsto-
ckung auf 150 Millionen Euro 
für nötig. Er kritisierte, dass 
Schwarz-Gelb „der soziale 
Zusammenhalt und ein soli-
darisches Miteinander in den 
sozial schwachen Quartieren 
unserer Städte und Gemein-
den nichts wert“ sei.

ALTERSARMUT
Die Bundesregierung plant, 
Beziehern von Armutsren-
ten 10 Euro mehr Rente zu 
geben, sofern sie privat vor-
gesorgt haben. Damit wird 
die Altersarmut jedoch nicht 
geringer: Von den 33.000 
Berliner Grundsicherungs-
empfängern würden heute 
gerade einmal 660 Personen 
die 10 Euro mehr Geld zum 
Leben erhalten.

S-BAHN
1036 Wagen sollen morgens 
um 7 Uhr bei der Berliner 
S-Bahn eigentlich im Ein-
satz sein. Aber an acht von 
zehn Tagen scha$  e die S-
Bahn das zuletzt nicht. In 
weiter Ferne bleiben auch 
die Verstärkerfahrten auf 
der S1 und der S5 im Be-
rufsverkehr.

SCHLECHT FÜR BERLIN

So gesehen ...

Das neue Rentenkonzept 
seiner Partei wird für mehr 
Gerechtigkeit sorgen. Davon 
zeigt sich  der Berliner SPD-
Landesvorsitzende im Inter-
view mit dem Berliner Stadt-
blatt überzeugt. 

Herr Stöß, die SPD hat am 
24. November ihr Konzept zur 
Rente beschlossen. Wie zufrie-
den ist der Berliner Landesver-
band damit?

Wir sind sehr zufrieden mit 
dem Ergebnis. Die Rentenpoli-
tik der SPD stand zu Recht bei 
vielen Menschen in der Kri-
tik. Die Berliner SPD hat sich 
sehr hartnäckig durch eigene 
Vorschläge und Ideen für die 
Beibehaltung des derzeitigen 
Rentenniveaus von 50 Pro-
zent, für die Aussetzung der 
Rente mit 67 und für die An-
gleichung der Ost-Renten ein-
gesetzt. Diese wichtigen Anlie-
gen konnten wir durchsetzen. 

Sie sind jetzt Bestandteil der 
SPD-Rentenpolitik.

Wird das $ ema Rente im 
Wahlkampf 2013 eine Rolle 
spielen?

De& nitiv. Heute ist es so, dass 
sich nicht nur ältere Menschen 
und jene, die sich bereits in Ren-
te be& nden, mit dem % ema 
auseinandersetzen. Viele junge 
Menschen sprechen uns an und 
berichten von ihrer Angst vor 
Altersarmut und stressbedingter 
Berufsunfähigkeit. Wir erleben 
hier große Sorgen und wollen 
mit unserem eigenen Berliner 
Ansatz Lösungen aufzeigen.

Stichwort: Burn-Out und 
frühzeitige Verrentung. Noch 
müssen Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer mit einem 
deutlichen Verlust rechnen, 
wenn sie arbeitsunfähig wer-
den. Was ist Ihr Vorschlag?

Das ist leider richtig. Bei 

vielen geht das an die Existenz. 
Der Durchschnittsrentner in 
Berlin geht mit 756,29 Euro 
in Rente. Das ist schon wenig. 
Wer allerdings erwerbsunfähig 
wird, bekommt im Monat noch 
einmal rund 200 Euro weniger. 
Dieser Zustand ist für uns un-
haltbar. Deswegen fordern wir, 
die Erwerbsunfähigkeitsrente 
ohne Abschlag an die Betrof-
fenen zu zahlen und haben uns 
auch hier durchgesetzt.

Auch ein $ ema, das viele 
Menschen bewegt: Die Gerech-
tigkeitslücke zwischen den Ost- 
und Westrentnern. Wann hat 
die SPD vor, diese zu schließen?

Da haben wir uns ein ganz 
konkretes Ziel gesetzt: 2020. 
Wir wollen die Renten der 
Menschen im Osten schrittwei-
se erhöhen. Die schwarz-gelbe 
Bundesregierung schrieb das 
in ihren Koalitionsvertrag – ge-
schehen ist jedoch nichts. 

Die Rente muss auch in
Zukunft Sicherheit bieten
Im Stadtblatt-Interview: der SPD-Landesvorsitzende Jan Stöß

Karikatur: Erich Rauschenbach

Na also, es geht doch noch!
Der Flughafen,  die AVUS und was sonst noch in Berlin los ist



Berliner Stadtblatt  T H E M A 3

Kleiner Dreh, große Wirkung 

Berliner Stadtblatt: Herr 
Quast, für immer mehr 
Berlinerinnen und Berliner 
werden die steigenden Ener-
giekosten zum Problem. Der 
BUND bietet ja Energiebe-
ratungen an. Mit welchen 
Tipps lässt sich’s sparen?

Tobias Quast: Es gibt viele 
Kni!e, die jeder Haushalt 
mit wenig Geld umsetzen 
kann. Angefangen mit wär-
medämmender Fensterfolie, 
Dichtungsband und –bürs-
ten für Türspalten. Wärme-
re"ektierende Styropor-Alu-
Platten zur Dämmung der 
Heizkörpernischen kann 
man in jedem Baumarkt be-
kommen und ohne großes 
handwerkliches Geschick 
anbringen. Kurzes intensives 
Stoß- und Querlü#en statt 
angekippte Fenster oder das 
Herunterdrehen der Hei-
zung um einige Grad, nachts 
und wenn man das Haus 
verlässt, hil# weiter sparen. 
Jedes Grad Raumtemperatur 
weniger in der Heizperio-
de spart etwa sechs Prozent 
Energie.

Stadtblatt: Lohnt sich der 
Einbau elektronischer $er-
mostate mit Zeitschaltfunk-
tion?

Quast: Das ist ein sinnvol-
les Mittel, um Heizkosten 
zu reduzieren. Einfach den 
alten $ermostatkopf ab-
schrauben und durch das 
programmierbare $ermo-
stat ersetzen. So lassen sich 
regelmäßige Raumtempera-
turabsenkungen - z. B. wäh-
rend der Arbeitszeit oder 
nachts - leichter regulieren. 
Gute Geräte erkennen, wenn 
gelü#et wird und schal-
ten die Heizung für diesen 
Zeitraum automatisch ab. 
$ermostate kosten etwa 
25 Euro, das Sparpotenzial 
liegt bei bis zu 30 Prozent 
im Jahr.

Stadtblatt: Bei welchen Ge-
räten lässt sich am meisten 
Strom sparen? Ist der Stand-
by-Betrieb von Elektrogerä-
ten immer noch ein großer 
Kostenfaktor?

Quast: Ja, durch die Ver-
meidung von unnötigem 
Stand-By lassen sich unse-
rer Erfahrung nach bis zu 
90 Euro pro Haushalt und 
Jahr einsparen. Insgesamt 
sorgt vor allem der Bereich 
der Telekommunikations- 
und Unterhaltungselekt-
ronik für einen seit Jahren 
steigenden Strombedarf 
privater Haushalte - ob-
wohl sich in Sachen Ener-
giee%zienz einiges getan 
hat. Kühlschränke, Wasch-
maschinen, Geschirrspüler 
und Fernseher sind deutlich 
e%zienter geworden. Das 
hil# jedoch wenig, wenn die 
Leute gleichzeitig immer 
mehr und größere Geräte 
kaufen, die unter dem Strich 
auch mehr verbrauchen. 
So sind z. B. die mit LED-
Technologie betriebenen 

Riesen-Fernseher o# wahre 
Stromfresser. Vom Kosten-
Nutzen-E!ekt her muss ich 
eine Lanze für die Energie-
sparlampe brechen. Im Ver-
gleich zu einer klassischen 
Glühbirne rentiert sich der 
Kauf o# schon innerhalb ei-
nes halben Jahres. Aus öko-
logischer Sicht ist wegen des 
Quecksilbergehalts die kor-
rekte Entsorgung besonders 
wichtig. Als teilweise noch 
e%zientere Lösung bietet 
sich zunehmend auch für 
den Haushaltsbereich die 
LED an. Die Kosten für eine 
Lampe sind hier jedoch erst-
mal deutlich höher.

Stadtblatt: Es ist die Zeit der 
Weihnachtsbeleuchtung. Was 
für Lampen und Leuchtmit-
tel nutzen Sie persönlich, um 
für stimmungsvolles Licht zu 
sorgen? Oder empfehlen Sie 
einen Verzicht?

Quast:  Bewusste Nutzung 
ist auch hier sinnvoll. Muss 
die Lichterkette am Fens-
ter wirklich den ganzen Tag 

brennen, obwohl ich erst 
abends wieder nach Hause 
komme? Ansonsten gibt es 
auch hier sparsamere Va-
rianten, o# auf LED-Basis. 
Für mich persönlich ist Ker-
zenlicht das mit Abstand 
stimmungsvollste Licht zur 
Weihnachtszeit. 

Tobias Quast ist Projekt-
leiter des Berliner Energie- 
und Abfallchecks ...

Das Geld ist überwie-
sen. Für 618 Millionen 
Euro hat das Land Berlin 
jetzt knapp ein Viertel der 
Wasserbetriebe zurückge-
kau!. Damit erhöht sich 
sein Anteil rückwirkend 
zum 1. Januar 2012 auf 
75,05 Prozent. Ziel ist es, 
einen wichtigen Versor-
gungsbereich der Stadt 
nicht dem Spiel der Markt-
krä!e zu überlassen - und 
die Wassertarife wieder zu 
stabilisieren. 

Um 60 Millionen Euro 
sollen die Berlinerinnen 
und Berliner im Jahr 2013 
beim Wasserpreis entlastet 
werden. Darauf haben sich 
die Regierungsfraktionen 
SPD und CDU verständigt. 
Nach Jahren drastischer 
Preissteigerungen durch 
den Einstieg privater Inves-
toren die erste gute Nach-
richt. Mit dem verbliebenen 
privaten Teilhaber Veolia 
verhandelt das Land nun 
ebenfalls über einen Rück-
kauf. Damit werden zu-
gleich Forderungen erfüllt, 
die beim Volksbegehren 
des Berliner Wassertisches 
deutlich wurden.

Wasserversorgung, Strom 
und Gas – das sind Bereiche 
der Daseinsvorsorge, in de-
nen der städtische Ein"uss 

jetzt wieder gestärkt wird, 
um Preissteigerungen zu  
begrenzen und die Energie-
wende mitzugestalten. So 
sollen die Netze für Gas und 
Strom in kommunale Hand 
überführt werden. Dafür 
wird ein landeseigenes Un-
ternehmen am ö!entlichen 
Vergabeverfahren teilneh-
men. Im Jahr 2013 wird das 
Gasnetz neu vergeben, ein 
Jahr später das Stromnetz, 
das derzeit von Vattenfall 
betrieben wird. 

Zugleich laufen Vorbe-
reitungen zur Gründung 
eines Stadtwerks, das vor 
allem Strom aus erneuer-
baren Energien anbieten 
soll.  Städtische Unterneh-
men sind hier bereits aktiv: 
Schon jetzt wandelt etwa 
die Berliner Stadtreini-
gung  520.000 Tonnen Ab-
fall jährlich in Strom und 
Wärme um, 9.000 Quadrat-
meter Dach"äche auf ihren  
Liegenscha#en werden für 
Solarwärme und Photovol-
taik genutzt. 

„Wir freuen uns, dass 
die Regierungsfraktionen 
mit einem schlagkrä#igen 
Unternehmen im Besitz des 
Landes Berlin den Wett-
bewerb um das Berliner 
Stromnetz gewinnen wol-
len. Ebenso begrüßen wir 
die Gründung von Stadt-
werken, um den Ausbau 
und Vertrieb erneuerbarer 
Energien zu fördern und das 
Energiesparen in der Stadt 
voranzubringen“, heißt es 
beim Berliner Energietisch, 
einem Zusammenschluss 
von 43 Initiativen, die im 
letzten Sommer die erste 
Stufe eines Volksbegehrens 
„Neue Energie für Berlin“ 
erfolgreich abgeschlossen 
haben. Das Grundanliegen 
wird von der SPD-Fraktion 
seit langem geteilt, über De-
tailfragen führt sie derzeit 
noch Gespräche mit dem 
Energietisch.                 U. H.

Im Stadtblatt-Interview: Tobias Quast, Energieberater des BUND, 
über Einsparpotenziale bei Strom und Heizung

Für den Energiecheck kommen Berater des BUND direkt in Ihre 
Wohnung. Vor Ort nehmen sie sich Zeit, um Ihre Situation zu 
erfassen, Sie individuell zu beraten und ganz konkrete Spar-
tipps zu geben. Für Menschen mit geringen finanziellen Mit-
teln ist die Beratung kostenfrei. Alle anderen zahlen 40 Euro. 
Strom, Heizen und Wasser sind Themen beim ersten Termin. 
Auch eine Analyse der Betriebskostenabrechnung gehört dazu. 
Bei einem zweiten Besuch nach wenigen Tagen zeigen unsere 
Berater detailliert auf, mit welcher Maßnahme wie viel Euro 
pro Jahr gespart werden können. Außerdem informieren sie 
mit einem Abfallcheck über korrekte Mülltrennung und Mög-
lichkeiten der Abfallvermeidung.

! Für eine Beratung anmelden kann man sich telefonisch un-
ter 030 / 78 79 00 60 oder auf der Internetseite des Projekts: 
www.berliner-energiecheck.de

... ENERGIECHECK VOR ORT  

BUND-Energieberater auf Spurensuche: Wieviel Energie verbraucht der Standby-Betrieb?
Foto: BUND Berlin

Die Investition zahlt sich 
aus. Während in vergleich-
baren Wohnungen die Heiz-
kosten inzwischen bei einem 
Euro pro Quadratmeter lie-
gen, zahlen die Mieter der 
Genossenschaftssiedlung 
Bremer Höhe in Pankow 
ganze 60 Cent. Und auch ihr 
Strompreis kann sich sehen 
lassen: Vertraglich festgelegt 
liegt er mindestens 5 Pro-
zent  unter dem Tarif des 
Berliner Grundversorgers. 
In diesem Jahr wurde der 
Preis sogar um zehn Prozent 
unterboten.

Vor elf Jahren haben die 
Mitglieder der Genossen-
scha# Bremer Höhe die rich-

tige Entscheidung getro!en. 
Strom und Wärme werden 
seither mit Blockheizkra#-
werken erzeugt, die unter 
dem Dach stehen. Auf dem 
Dach selbst be&ndet sich 
zusätzlich eine Photovolta-
ikanlage. Betreiber ist die 
Berliner Energieagentur, an 
der das Land Berlin, die Ga-
sag, Vattenfall und die KfW 
Bankengruppe je zum Vier-
tel beteiligt sind. Ihr Ziel: 
eine e%ziente und ökologi-
sche Energieversorgung. 

Die Genossenscha# Bre-
mer Höhe entstand im Jahr 
2000  - quasi in letzter Mi-
nute, als die Häuser zwi-
schen Gneist- und Buch-

holzer Straße schon fast 
an einen Investor verkau# 
waren. 43 Bewohner und 8 
Unterstützer nahmen da-
mals die Instandsetzung in 
die eigene Hand. Und dazu 
gehörte auch die Frage ei-
ner eigenen Energieversor-
gung. „Wenn schon, dann 
richtig“, sagt Ulf Heitmann, 
Vorstandsmitglied der Bre-
mer Höhe e.G. „Wir wollten 
mit dem Genossenscha#s-
modell nicht nur die Miete, 
sondern auch die Betriebs-
kosten langfristig niedrig 
halten.“ 

Für die großen Kessel-
anlagen musste der Dach-
boden verstärkt werden, 

eine Dämmung verhindert 
allzu laute Geräusche. Die 
Energieagentur wurde als 
Partner gewonnen, weil sie 
einen besseren Preis an-
bieten konnte, als die Ge-
nossenscha# in Eigenre-
gie  erreicht hätte. Die drei 
Kraft-Wärme-Kopplungs-
anlagen senken den Ener-
giebedarf gegenüber den 
früheren Heizungssystemen 
um fast ein Drittel und spa-
ren so rund 2.300 Tonnen 
CO2 im Jahr ein. Die Photo-
voltaikanlage, die  45 Mega-
wattstunden Strom pro Jahr 
erzeugt, spart weitere 29 
Tonnen CO2. 

Es brauche schon eine 

gewisse Mindestanzahl an 
Wohnungen, um solche An-
lagen sinnvoll betreiben zu 
können, sagt Ulf Heitmann. 
In kleineren Objekten kön-

ne auch Fernwärme eine 
vernün#ige Lösung sein. An 
der Bremer Höhe aber habe 
sich das System bewährt.  

                                     U. H.  

Bremer Höhe: Der Chef der Berliner Energieagentur Michael Geiß-
ler präsentiert Mitgliedern der SPD-Fraktion das KWK-Blockheiz-
kraftwerk.                                                                   Foto: Claudia Stäuble

Kraftwerk unter dem Dach
Berliner Genossenschaft als Selbstversorger bei Wärme und Strom

Wie Rekommunalisierung die Stadt 
verändert

Energie für Berlin



CAFÉ-CASINOS
Sie sehen aus wie ein Lo-
kal, leben aber von den
aufgestellten Spielauto-
maten. Solche „Café-Ca-
sinos“, die sich in sozialen
Brennpunkt-Kiezen  an-
siedeln, sollen nach dem
Willen der SPD-Fraktion
stärker kontrolliert wer-
den, damit das Spielhal-
len-Gesetz nicht unter-
laufen wird. Bei einer
kürzlich durchgeführten
Razzia  in 104 Spielstätten
gab es 390 Ordnungswid-
rigkeiten. 

GASLATERNEN
Ein Großteil der Berliner
Gaslaternen soll auf ener-
giesparende LED-Tech-
nik umgestellt werden.
Ihr Aussehen ändern sie
dadurch nicht, auch das
Licht unterscheidet sich
kaum vom Gaslicht. Das
zeigen jetzt  fünf Muster-
laternen in der Kreuzber-
ger Falckensteinstraße. 

NOTIZEN AUS BERLIN

Es macht Spaß, dabei zu sein 
Leserinnen und Leser des STADTBLATTS empfehlen ehrenamtliche Projekte

Es qualmt nicht mehr, wenn
heute in Berlin produziert
wird. In den alten Fabrikge-
bäuden tüfteln Sooftwareinge-
nieure und Designer, in mo-
dernen Fabrikationsstätten
entstehen neue Straßenbahn-
modellle oder hochsensible
Medizingeräte.  Berlins neue
Industrie hat ein kleines Wirt-
schaftswunder gescchafft: Seit
2005 kann die Hauptstadt die
beste wirtschaftliche Entwik-
klung aller 16 Bundesländer
voorweisen  - mit einem
Wachstum von 15 Prozent
gegenüber dem Bundesdurch-
schnitt von nur 9 Prozent. 

Der Trend hält an. 2011 stie-
gen die Umsätze in der Berli-
ner Industrie um 4,7 Prozent
und die Aufträge um 7,5 Pro-
zent. Und Berlin wird zum Ex-
portmeister: Im verarbeiten-
den Gewerbe liegt die Export-
quote heute mit 45 Prozent
über dem Bundesdurchschnitt.

Seit Mitte der   90er Jahre hat
sie sich verdreifacht. 

Kein Wunder: Die Berliner
Industrie, bis zur Wende im
Westen nur die „verlängerte

4 Berliner StadtblattB E R L I N A K T U E L L

Werkbank“ Westdeutschlands
und im Osten hoffnungslos
veraltet, ist heute führend, was
Innovationen angeht. In Pan-
kow produzierte Bahnen fah-

ren durch Bern oder Stuttgart,
Spezialgeräte zur Krebsthera-
pie aus Berlin-Buch sind welt-
weit in Kliniken im Einsatz.
Aus Spandau kommt in Kürze

Wo engagieren sich die Le-
serinnen und Leser des BER-
LINER STADTBLATTS in
ihrer Freizeit? Welche ehrren-
amtlichen Projekte und Ver-
eine empfehlen sie? Das frag-
ten wir in der vergangenen
Ausgabe. Hieer sind einige der
Antworten.  

Wolfgang Stapp, Lichter-
felde: In der Luisenstr 11a in
12209 Berlin sitzt die Leitung
der     „Friedrich Spee Akade-
mie Berlin e.V.“.  Dieser Ver-
ein ist 1999 gegründet wor-
den und hat sich zum Ziele
gesetzt, Menschen in der 2.
Lebenshälfte Anregungen zu
geben. Halbjährlich gibt es
ein Programm - was auch im
Internet steht -, das 70 Veran-
staltungen und mehr um-
fasst. Es sind nicht alles nur
eigene Veranstaltungen, son-
dern auch solche der Th Fon-
tane Gesellschaft oder der

Pückler Gesellschaft oder der
Residenz Tertianum. Der Ver-
ein hat derzeit 300 Mitglieder
mit (noch) einem Jahresbeitrag
von 10 €. Die umfangreiche
Arbeit wird durch mehrere Eh-
renamtliche erledigt, die damit
sehr viel zu tun haben. Der Er-
folg, etwa durch ausgebuchte
Termine etc,  entschädigt sie
ebenso wie die vielen Neuein-
tritte. 

Monika Werner, Rei-
nickendorf: Einrichtungen der
Arbeiterwohlfahrt Mitte und
der Senatsverwaltung für Justiz
ermöglichen es straffällig ge-
wordenen Frauen, Geldstrafen
abzuarbeiten und somit eine
Inhaftierung zu vermeiden. Se-
cond Hemd ist ein Verkaufsla-

ein neuer Elektroroller für die
Innenstädte. Reichweite mit ei-
ner Batterieladung: 100 Kilo-
meter.

Zwischen 2005 und 2011
sind in Berlin mehr als 120.000
neue sozialversicherungs-
pflichtige Jobs entstanden. Das
ist ein Zuwachs von stolzen
13,5 Prozent. Damit liegt Ber-
lin an der Spitze aller Bundes-
länder. Und allein in diesem
Jahr kamen mehr als 40.000
neue Jobs im Vergleich zum
Vorjahr hinzu. Daran haben
die größeren Berliner Indu-
striebetriebe ihren Anteil, aber
auch junge Startup-Unterneh-
men oder kleine kreative
Dienstleister. 

Die Finanzkrise macht kei-
nen Bogen um Berlin, aber, so
der Regierende Bürgermeister
Klaus Wowereit: „Berlin wächst
und hat eine wettbewerbsfähi-
ge Industriestruktur mit Per-
spektive aufgebaut.“ U.H.

Mehr gestalten, weniger verkaufen 
SPD-Fraktionschef Raed Saleh über den Umgang mit Berlins „Bodenschätzen“

Es geht günstiger
Große Unterschiede bei  Neuvermietung

und ein soziales Beschäfti-
gungs- und Betreuungsprojekt.
Im Laden werden Menschen
mit preisgünstiger und qualita-
tiv hochwertiger Kleidung ver-
sorgt. Von der Einrichtung
IsA-K (Integration statt Aus-
grenzung - Kleiderwerkstatt)
werden die Kleiderspenden
aufgearbeitet und bei Second
Hemd verkauft. Das hilft, die
beiden Einrichtungen zu si-
chern, die sich neben Haftver-
meidung auch die Integration
straffällig gewordener Frauen
zur Aufgabe gemacht haben.
Das Verkaufsteam besteht aus
Ehrenamtlichen, Arbeitslosen
in Qualifizierungsmaßnahmen
des JobCenters und Frauen, die
ersatzweise ihre Geldstrafen

Second Hemd: Ehrenamtliche
Helferinnen engagieren sich
beim  Verkauf.

Aus alt wird neu: In der früheren Malzfabrik in Tempelhof  haben heute u.a. Architekten, Künstler, De-
signer, Fitneßtrainer, Strickmodenhersteller und ein Dentallabor ihren  Sitz.                                Foto: Horb

Wie soll Berlin künftig mit
seinen Grundstücken umge-
hen? Das BERLINER STADT-
BLATT sprach mit dem SPDD-
Fraktionsvorsitzenden Raed
Saleh über neue Konzepte.

Worum geht es bei der neu-
en Liegenschaftspoolitik?

Um das Eigentum der Berli-
nerinnen und Berliner. Wir
wollen, dass die Grundstücke
des Landes für Wohnen, Wirt-
schaft, Stadtentwicklung und
Kultur genutzt werden. Bisher
stand der Verkauf im Vorder-
grund. Aber es zeichnet sich
ab, dass wir schon bald kaum
noch Grundstücke haben, ge-
rade in der Innenstadt. Also
wollen wir mehr gestalten, we-
niger verkaufen. Eher in Erb-
baupacht vergeben oder Kon-
zeptvergaben machen, bei de-
nen der Inhalt entscheidet und

nicht der Höchstpreis. Wir
wollen auch Grundstücke hal-
ten und für Zwischennutzun-
gen freigeben, so dass wir
handlungsfähig bleiben.

Wie weit ist die Koalition
mit den Beratungen?

abarbeiten. Zu finden ist der
„Second-Hemd“-Laden in der
Prinzenallee 74 im Wedding.

Holger Bottling, Kreuzberg:
Wir sind eine Initiative, die
Berlinerinnen und Berlinern
die Möglichkeit gibt, Gästen
aus aller Welt ihr persönliches
Berlin zu zeigen. 

Im Vordergrund stehen da-
bei die Begegnungen zwischen
Gästen und Berlinern. Die
„Berlin Greeter“ geben dabei
dem Gast einen Einblick aus
erster Hand und damit das Ge-
fühl nicht nur herzlich will-
kommen zu sein, sondern auch
ein Teil von Berlin und seiner
bewegten Geschichte zu wer-
den. 

Die Rückmeldungen zu dem

Greeterprogram sind von
den Greetern und den Gä-
sten sehr ermutigend. Aus
den Berichten wird deutlich,
dass auf beiden Seiten viele
positive Impulse gesetzt wer-
den und innerhalb der
Greets ein vertiefter Aus-
tausch zwischen sich vor-
mals unbekannten Men-
schen in Gang gesetzt wird.

Gegründet wurde die
Greeterinitiative von Lynn
Brooks Anfang der 90er Jah-
re New York.

Mittlerweile gibt es welt-
weit Greeterinitiativen. Ber-
lin Greeter sind Mitglied des
Global Greeter Networks
(GGN). Wir suchen drin-
gend Freiwillige, die sich eh-
renamtlich bei Berlin Gree-
ter engagieren möchten. Nä-
here Informationen gibt es
unter www.berlin-greeter.
org. 

Die SPD-Fraktion hat einen
umfassenden Antrag und ein
Gesetz beschlossen. Der Senat
hat ein Liegenschaftskonzept
vorgelegt, das jetzt im Parla-
ment beraten wird. Wir müs-
sen mit der CDU-Fraktion

Wohnen geht auch günsti-
ger. Das belegt eine Untersu-
chung des Verbandes Berlin-
Brandenburgischerr Woh-
nungsunternehmen, dem viele
Genossenschaften und städti-
sche Gesellschaften angehören.

Gerade bei Neuvermietung
zeigen sich die Unterschiede.
Während BBU-Mitgliedsunter-
nehmen in Berlin bei Neuver-
mietung am 31. Dezember
2011 eine durchschnittliche
Nettokaltmiete von  5,60 Euro
pro Quadratmeter verlangten,
mussten  nach Zahlen des For-
schungsinstituts F+B im Berli-
ner Durchschnitt 6,74 Euro
bezahlt werden.  

„Eine durchschnittliche 60-
Quadratmeter-Wohnung ko-
stet bei einem BBU-Mitglieds-
unternehmen auf das Jahr ge-
rechnet rund 820 Euro weniger

Bedrohter Club Yaam am Spreeufer: Der Senat will sich für den Er-
halt einsetzen.                                                                                   Foto:  Horb

als bei anderen Vermietern“,
sagt BBU-Vorstand Maren
Kern.

„Die BBU-Daten machen
deutlich, dass für eine ord-
nungsgemäße Bewirtschaftung
offenkundig auch niedrigere
Mieten ausreichen“, kommen-
tierte der Geschäftsführer des
Berliner Mietervereins, Reiner
Wild. „Aufgrund fehlender
Mietrechtsregelungen können
auf dem angespannten Berliner
Markt Vermieter leistungslose
Mietsteigerungen einzig mit
dem Ziel maximaler Rendite
einfordern.“ 

Der Berliner Senat  hatte sich
auf Bundesebene für eine Än-
derung des Mietrechts einge-
setzt, um Mietsteigerungen zu
begrenzen, war aber an der
Mehrheit von CDU und FDP
gescheitert.                           U.H.

Berlins kleines Wirtschaftswunder
In der Hauptstadt wird wieder mehr produziert - Neue innovative Produkte drängen auf den Markt

noch Kompromisspunkte fin-
den. Ich möchte, dass wir mög-
lichst bald fertig sind, damit
die neue Liegenschaftspolitik
auch wirken kann.

Warum ist die neue Liegen-
schaftspolitik so umstritten?

Weil es unterschiedliche
Interessen gibt. Es geht schließ-
lich darum, die Liegenschafts-
politik völlig neu zu orientie-
ren und eine andere Strategie
zu verfolgen. Wir wollen nicht
mehr nur verkaufen, sondern
sinnvoll inhaltlich nutzen. Das
Konzept geht weg von kurzfri-
stigen Einnahmen hin zu einer
Nachhaltigkeit in der Liegen-
schaftspolitik. 

Dieser Mentalitätswechsel ist
schwierig, aber notwendig.
Schließlich geht es um das Ei-
gentum der Bürgerinnen und
Bürger.                                      F.F.

den der besonderen Art: eine
gemeinnützige Einrichtung



Wer seine Kunst nicht kennt, 
der kennt zumindest dieses Zi-
tat aus seinem Munde: „Ick 
kann jar nich soville fressen, 
wie ick kotzen möchte.“ Max 
Liebermann sagte es, als er aus 
seiner Wohnung am Pariser 
Platz Nummer 7 am 30. Janu-
ar 1933 zusehen musste, wie 
die Nazis mit einem Fackelzug 
durchs Brandenburger Tor ihre 
„Machtergreifung“ feierten. 
Liebermann war Jude, er starb 
zwei Jahre später und erlebte 
den Holocaust nicht mehr.

Es gibt viele Gründe, sich an 
diesen Maler der Zeit um 1900 
zu erinnern. Darum kümmern 
sich zum Beispiel die 1.500 Mit-
glieder der Max-Liebermann-
Gesellscha!. Er war der wichtigs-
te Vertreter des Impressionismus 
in Deutschland. Er malte Bauern 
und Handwerker bei der Arbeit, 
aber er malte auch mit Vorliebe 
Gärten. Ein Objekt seiner Ma-
lerei schuf er selbst: Seine Villa 
mit Garten am Wannsee, die 
im Sommer 1910 fertig wurde. 

Wichtigstes Element: der He-
ckengarten zum Wannsee hin. 

Doch durch wechselnde Be-
sitzverhältnisse nach Lieber-
manns Tod war am Ende die 
Häl!e des Heckengartens beim 
Wassersport-Club „Klare Lan-
ke“ gelandet, der hier seine Zu-
fahrt und Stege zum See hatte. 
Seit 2002 die Max-Liebermann-
Gesellscha! das Grundstück 
übernommen hat, den Garten 
restaurierte und Liebermanns 
Gemälde zeigt, blieb der abge-
schnittene Heckengarten eine 
o"ene Wunde, und es begann 
ein Kampf mit der Bezirksbüro-
kratie. 

Nun gibt es die erlösende 
Nachricht: Die Wassersport-
ler geben den Streifen frei, im 
Mai 2013 beginnen die Arbei-
ten und der Bund spendiert da-
für 263.000 Euro. Längst ist die 
Liebermann-Villa eine weltweit 
bekannte Attraktion, die Zehn-
tausende Besucher anzieht. Ein 
Besuch lohnt sich zu jeder Jah-
reszeit.                                      U. R.

Es sind nicht nur die Kinder, 
die es gar nicht abwarten kön-
nen, ehe der erste Weihnachts-
markt seine Buden ö!net, es 
nach Weihnachtsspezereien 
und Zuckerwatte riecht und 
die Weihnachtslieder aus den 
Boxen klingen. Auch Erwach-
sene mögen das, Hartgesottene 
werden sentimental, und nicht 
wenige Touristen kommen 
jedes Jahr eigens nach Berlin 
wegen der Weihnachtsmärk-
te. Doch welcher Weihnachts-
markt ist für mich und meine 
Kinder der richtige?  

Wenn es am Breitscheid-
platz, am Opernpalais, am 
Alexanderplatz oder auf dem 
Gendarmenmarkt gegen vier 
Uhr nachmittags dunkel wird 
und die Lichterketten angehen, 
kann man schon in Stimmung 
kommen. Doch spätestens beim 
dritten Weihnachtsmarkt dieser 
Art, mit vermieteten Einheits-
buden, viel Kitsch, immer dem 
gleichen Christbaumschmuck 
„made in China“ und Kopf-
schmerz-Glühwein kommen 
Zweifel auf. Gibt es keine Al-
ternativen?

Oh doch. Auf dem Kollwitz-
platz in Prenzlauer Berg geht es 
an allen Adventswochenenden 
streng ökologisch zu, schließlich 
ist die aus der DDR-Umweltbe-

wegung entstandene „Grüne 
Liga“ der Veranstalter. Und be-
wegt man sich aus dem Zent-
rum hinaus, gibt es sie überall, 
die Adventsmärkte, auf denen 
Handgefertigtes verkau! und 
Selbstgekochtes zum Essen an-
geboten wird. Es gibt Basare der 
Kirchgemeinden, bei denen man 
auch etwas Gutes tun kann. Und 
vor allem: Wo der Erlebnisfak-

tor meist höher ist als beim tota-
len Klingeling-Kommerz.

Der Klassiker ist jedes Jahr 
an allen Adventswochenen-
den der Adventsmarkt auf der 
Domäne Dahlem. Hier gibt es 
handwerkliche Produkte – ein 
originelles kleines Geschenk 
#ndet man immer – und ge-
sundes Essen aus der Region 
oder von der Domäne selbst. 

Man kann sich mit dem Wild- 
oder Schweinebraten für Weih-
nachten eindecken. Das ganze 
Gelände kann man mit den 
Kindern zu Fuß oder mit der 
Kutsche durchstreifen, Tiere 
streicheln, Ponys reiten und ei-
nen Glühwein vom Bio-Winzer 
am wärmenden Feuer trinken. 
Die Domäne Dahlem ist auch 
so beliebt, weil sie direkten U-

Bahn-Anschluss hat (U 3 Dah-
lem-Dorf).

Am zweiten Adventswo-
chenende ist die Auswahl an 
Weihnachtsmärkten besonders 
groß. Ein Super-Erlebnis darf 
man wieder in Treptow auf 
den Späth’schen Baumschulen 
(Späthstraße) erwarten: In der 
ältesten Baumschule Deutsch-
lands gibt es Leckereien aus 
Berlin und der Region. Natur-
warenwerkstätten, Schmuckde-
signer und Kunsthandwerker 
haben jede Menge Geschenk-
ideen im Gepäck. Eine Mär-
chenerzählerin begeistert in der 
Märchenhütte die kleinen und 
großen Gäste. Ein historisches 
Kinder-Kettenkarussell lädt zur 
Fahrt ein. Und im Tannenwald 
suchen Familien gemeinsam ih-
ren Christbaum aus.  

Ebenfalls am zweiten Ad-
ventswochenende lädt zum 
nunmehr 18. Male Lehmanns 
Bauernhof im Herzen der alten 
Dorfanlage von Mariendorf ein. 
Fast sechzig Händler bieten auf 
dem Hof und in den Ställen und 
der Scheune eine Mischung aus 

Kunsthandwerk und allem rund 
ums Fest. Es wird besonders 
Wert darauf gelegt Anbieter mit 
originellen und einzigartigen 
Produkten zu gewinnen. 

Wie in Mariendorf zeigen 
sich auch andere historische 
Dor$erne in Berlin im Lich-
terglanz. Ob das Alt-Rudow ist 
oder Marienfelde, Kladow, Alt-
Kaulsdorf, Alt-Glienicke, War-
tenberg oder auch der Engel-
markt am Rathaus Friedenau. 
Nicht versäumen sollte man den 
Historischen Weihnachtsmarkt 
auf Schloss Britz, denn hier 
werden vom dritten Advent 
bis zum 2. Weihnachtsfeiertag 
allerlei schöne Dinge und Erleb-
nisse mit viel Nostalgie geboten.

Auch der Blick über die 
Stadtgrenzen hinaus lohnt: In 
Potsdam gibt es am zweiten 
Adventswochenende im Hol-
länderviertel das „Sinterklaas-
fest“ und eine Woche später im 
Kutschstallhof den Polnischen 
Weihnachtsmarkt.

Eine steht schon jetzt fest: Die 
Weihnachtsmänner haben alle 
Hände voll zu tun.               U. R.

Holüber! – Der Fährmann von der Havel 
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Zuckerwatte und Handwerkskunst
Es muss nicht immer Kommerz sein: In Berlin gibt es Weihnachtsmärkte für jeden Geschmack

Juwel mit Hecke

Berlin hat mehr Brücken 
als Venedig, sagt man. 
Aber zwischen der Span-
dauer Wasserstadtbrücke 
und der Havelbrücke in 
Hennigsdorf liegen gut 15 
Kilometer Havel ohne eine 
Brückenquerung. Und der 
Weg von Spandau nach Te-
gel wäre sehr lang, gäbe es 
nicht die Fähre „Hol über 
III“. Fußgänger, Radfahrer 

und Autos vom Smart bis 
zum 20-Tonner-Lkw be-
nötigen vom Hakenfelder 
Aalemann-Ufer zur Jörs-
straße in Tegelort nur ein 
paar Minuten. 

„Hol über III“ bringt täg-
lich zwischen 600 und 800 
Autos über den Fluss. „Gibt 
es hier im Nordwesten Ber-
lins auf einigen Straßen Bau-
stellen und damit Staus, kön-

nen es auch rund 1000 Autos 
am Tag sein“, schätzt Fähr-
mann Wolfgang Burchardi. 
Sein Vater Fritz Burchardi  
hat 1961 mit dem Berliner 
Senat, bei dem die Fährrech-
te liegen, einen Pachtvertrag 
über den Fährbetrieb unter-
schrieben. Seit 1993 ist Sohn 
Andreas im Fährbetrieb mit 
eingestiegen. 

Die Fähre „Hol über III“ 

ist für eine Last von 70 Ton-
nen oder 200 Personen aus-
gelegt. 

Burchardi hält den Fähr-
be trieb ganzjährig aufrecht, 
auch bei den widrigsten 
Witte rungs verhältnissen. „Bei 
Frost fährt die Fähre auch 
ein paar Mal nachts, damit 
die Fahrrinne nicht zufriert. 
Probleme kann es geben, 
wenn Eisbrecher auf der Ha-
vel eine Rinne freilegen und 
treibende Eisschollen sich 
hier aufstauen. Aber selbst 
dann ist der Fährbetrieb   
schlimmstenfalls für ein 
paar Stunden unterbrochen.“

Neben der Autofähre bie-
ten die Burchardis mit einer 
kleinen Fähre Überfahrten 
zu den Inseln im Tegeler 
See an. Aber das  ist ein Ver-
lustgeschä! - zuletzt fuhr 
„Odin“ nur noch an den Wo-
chenenden. Zum Jahresende 
ist Schluss, der Vertrag mit 
dem Senat ist gekündigt.

Aber der Fährbetrieb zwi-
schen Hakenfelde und Te-
gelort bleibt. So kommt man 
morgens ab 6 Uhr bis abends 
20 Uhr (in den Wintermona-
ten bis 19 Uhr) und an den 
Wochenendtagen zwischen 
9 und 19 Uhr schnell über 
die Havel. Autofahrer zahlen 
1,50 Euro, Radfahrer 0,80, 
und wer hoch zu Ross ans 
andere Havelufer will, zahlt 
1,10 Euro.                                  G. L.

Domäne Dahlem: Handwerkliche Produkte und gesunde Kost.          Foto: Karin Wendlandt

MENSCHEN, DIE DIE STADT BEWEGEN  

Die „Hol über III“ auf ihrem Weg.                                       Foto: Gunter Lange

Liebermann-Villa bald wieder wie gemalt

Das Bild zeigt den Heckengarten, wie ihn Liebermann selbst 
gemalt hat.



Eine Lanze für den Winter brechen!
Winterzeit bedeutet nicht gleich Erkältungszeit – was Sie tun können, um gesund zu bleiben.
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Winterzeit ist für viele Er-
kältungszeit. Draußen wird 
es früher dunkel. Beim Ver-
lassen der kuscheligen Woh-
nung kriecht die Kälte den 
Körper hoch, und wer einmal 
unterwegs ist, ist mehr mit 
Ein- und Auspacken beschäf-
tigt. Doch all das gehört zum 
Winter dazu – genau wie der 
erste Schnee, der Schlitten, 
legendäre Weihnachtsfeiern 
und die obligatorischen „zwei 
Kilo“ mehr.

War die Winter- und 
Weihnachtszeit einstmals 
eine Phase der Ruhe und Be-
sinnung, so berichten heute 
immer mehr Menschen von 
hektischen Einkaufstouren, 
unentrinnbaren Einladungs-
ansammlungen und dem Sta-
pel Arbeit, der vor dem Jah-
resende noch vom Tisch muss. 

Zur Ruhe kommen, inne-
halten, den Moment mit Fa-
milie und Freunde genießen 
– das kommt oft zu kurz.

Viel mehr noch als Kälte 
und Frost zehrt das an den 
Krä" en. Hinzu kommen Pras-
sereien, fetter Festtagsschmaus 
und Stress. Keine guten Vor-
aussetzungen für ein ausba-
lanciertes Immunsystem. Da-
bei ist gesund bleiben – gerade 
in der kalten Jahreszeit – viel 
leichter als gedacht. Sport an 
der frischen Lu"  - z. B. Joggen 
- krä" igt die Abwehr.

A und O ist ein Ja zur Mä-
ßigung. Die indische Heil-
kunst Ayurveda verfolgt den 
Ansatz: Nicht kalt, nicht 
schwer verdaulich, nicht sau-
er. Von Natur aus kühlende 
Lebensmittel sind z. B. Bana-
nen, Gurken, Milch und But-
ter. Wärmend wirken hinge-
gen Gewürze wie Curcuma, 
schwarzer Pfeffer und Ingwer 
auf den Organismus. Lassen 
sich mit Liebe zubereitete, 
doch häufig schwere Lebens-
mittel nicht vermeiden, wer-
den als Ausgleich „leichte 

Tage“ empfohlen. Insbeson-
dere aus Zucchini, Kürbis, 
Steckrüben und Karotten 
lassen sich hervorragende 
Suppen und Gerichte mit ein 
wenig Reis oder Kartoffeln 
zubereiten. Davon wird man 
satt und der Körper kommt 
zur Ruhe.

Schlägt der Erkältungs- oder 
Grippe-Virus trotz aller Vor-
sichtsmaßnahmen doch zu, 
dann wird es höchste Zeit,  einen 
Gang zurückzuschalten. Statt 
ihn zu bekämpfen, nehmen Sie 
sich Zeit. Trinken Sie Kräuter-
tee oder eine heisse Zitrone. 
Probieren Sie ansteigende Fuß-
bäder und vor allem: inhalieren 
Sie. Sollte Fieber Sie schwächen, 
entziehen Essigwickel dem 
Körper die Hitze. Quarkwickel 
– heute fast aus der Mode ge-
kommen, aber zu Omas Zeiten 
der Geheimtipp – kühlen und 
helfen bei Husten. So kann der 
Winter gemütlich, wärmend 
und gesellig werden.  Jo.S.

15  Ohne Einschränkung
19  Beglaubiger von Schri" stücken
20  Sie leben in Zentral- und 

Nordostkanada sowie auf 
Grönland

21  Kann man mit den Wimpern 
22  Albrecht produzierte hier 

einst Pech und Teer
26 Volksfest, Jahrmarkt, Fahrge-

schä" e
27 Von Kleinlebewesen zerfres-

sen, ungenießbar
28  Aminosäure, kommt in Soja-

bohnen und Erdnüssen vor
29  Findet gerade an der Linden-

oper statt

32  Berliner Exzellenz-Uni (Abk.) 
34 Musikalischer bzw. minerali-

scher Werksto# 

DIE GEWINNE
Hintereinander geschrieben erge-
ben die rot umkreisten Buchstaben 
den Namen einer demokratischen 
Einrichtung, auf der auch viele Bie-
nen zu Hause sind. Bitte schicken 
Sie dieses Lösungswort auf einer 
Postkarte bis zum 5. Januar 2013 
per Post an das Berliner Stadtblatt, 
Müllerstr. 163, 13353 Berlin oder 
per E-Mail an raetsel@berliner-
stadtblatt.de. 

Unter allen richtigen Einsendungen 
verlosen wir zwei mal zwei Karten, 
die uns das Gourmet-! ea ter Pa-
lazzo zur Verfügung gestellt hat. 
Im Spiegelpalast am Humboldtha-
fen laden Christian Lohse, Chef de 
Cuisine im Gourmet-Restaurant 
„Fischers Fritz“, und Hans-Peter 
Wodarz bis zum 3. März 2013 
zur sechsten Spielzeit des Palazzo, 
wieder mit einer Komposition aus 
vorzüglichen Speisen und einem 
Showprogramm unter dem Motto 
„Viva la Diva“.
Nähere Informationen " nden Sie 
unter www.palazzo.org. 

Lösungswort des Kreuzworträtsels: 
BERLINER AK.

Bilderrätsel: Die abgebildete Rei-
ter! gur steht auf dem Dach des Al-

ten Museums am Berliner Lustgarten 
in Mitte. Der klassizistische Bau gilt 
als ein Höhepunkt im Scha# en Schin-
kels und wurde 1830 eingeweiht. Er 

gehört zum Gebäudeensemble auf der 
Museumsinsel, das seit 1999 in der 
UNESCO-Liste des Weltkulturerbes 
vermerkt ist. Die Gewinner wurden 
schri" lich benachrichtigt.

LÖSUNGEN UNSERER SEPTEMBER-AUSGABE 2012 

Bilderrätsel

Er hat eine gute Sicht auf 
seinem Hochstand: Auf 8,80 
Meter Höhe blickt das stolze 
Tier, vom Bildhauer August 
Gaul in Form gebracht, hin-
über auf einen Turm mit Uhr 
und Glocke.  

Das Berliner Stadtblatt ver-

lost unter den richtigen Ein-
sendungen zum Bilderrätsel 
fünfmal zwei Jahreskarten für 
den Besuch von Berliner Park-
anlagen (Britzer Garten,  „Gär-
ten der Welt“ im Erholungs-
park Marzahn,  Botanischer 
Volkspark Blankenfelde-Pan-

kow, Natur-Park Schöneberger 
Südgelände).   

Einsendeschluss ist der 5. 
Januar 2013. Einsendungen per 
Post an das Berliner Stadtblatt, 
Müllerstraße 163, 13353 Berlin 
oder per E-Mail: raetsel@berli-
ner-stadtblatt.de. 

Vorsicht, Wildwechsel! Wie heißt der Park, der dieses Tier beherbergt?

WAAGERECHT
1  Längste Straße in Berlin
7  3,14159265358979323846 ...
10  Bodenlos elektrisch
11  Spielfortsetzung im Fußball
12  Rund
14  Weihestätte im Gotteshaus
16  Glatter Wander$ sch
17  Da lacht das Publikum
18  Er lebte im Bayerischen Viertel 
       in Berlin

23  Schlä"  angeblich nie
      (Abk.)
24  Viel blauer geht‘s nicht
25  Windabgewandte Seite
27  April vorbei
28  Was vom Weizen übrig bleibt
30  Ho# entlich gutartig
31  Zweigestaltig (in der Biologie)
33  E-Mail-Zeile: Worum geht‘s
35  Alteingesessene nennen diesen 
       Berliner Ortsteil „Plumpe“

SENKRECHT
1  Von den Eltern übernommen
2  Fühlt sich leicht gegerbt an 
3  Selten 
4  Heidekraut 
5  Man wird ja noch zweifeln dürfen
6  Lichtstrahl
8  Lindwerder ist eine ... 
9  Nördlichstes Adjektiv der Erde 
13 Ehemalige Bushalle mit Res- 

taurantschi# 

Berliner Preisrätsel
2 x 2 Karten für das Gourmet-Theater Palazzo  ZU GEWINNEN: 

Den Winter genießen: Eine Wanderung in Berlin und Brandenburg sorgt für die notwendige 
Bewegung.        Foto: Paul Glaser



Für Gleichberechtigung:
Interview mit dem Vor-
sitzenden der Neuköllner
„Schwusos“, Ramin Ra-
chel (Foto).
Im Februar dieses Jahres
haben sich die Schwusos
Neukölln gegründet. Was
macht Ihr?
Ramin: Seit 30 Jahren
gibt es die Arbeitsge-
meinschaft Lesben,
Schwule und Transgen-
der in der SPD. Deshalb
dachten wir, dass es sehr
wichtig sei, in einem der

größten Berliner Bezirke,
in Neukölln, eine Gruppe
zu gründen. Thematisch
geht es natürlich um alles,
was Lesben und Schwule
betrifft: um Chancen-
gleichheit, Akzeptanz,
Solidarität im täglichen
Miteinander. 

Was wäre das konkret?
Wir bemerken gerade in
Nordneukölln einen mas-
siven Strukturwandel.
Noch sind hier die Mie-
ten erschwinglich, was ei-
nen immer stärkeren Zu-
zug von jungen Men-
schen aus anderen Bezir-
ken bewirkt. Es entsteht
eine lebendige Szene. 

Wie reagieren die Men-
schen, die schon viel län-
ger in Neukölln leben,
auf diese Entwicklung?
Viele haben Angst, dass
die neuen Nachbarn die
alten verdrängen könn-
ten. Gerade deswegen ist
ja auch der Dialog so
wichtig. Vor allem suchen
wir diesen Dialog auch
mit den Menschen mit
Migrationshintergrund. 

Gibt es da besonderen
Gesprächsbedarf?
Es ist kein Geheimnis,
dass Lesben und Schwule
es schwer haben, gerade
in muslimisch geprägten
Milieus akzeptiert zu
werden. „Schwul“ ist ja
häufig ein Schimpfwort.
Hier wollen wir Hilfe an-
bieten, wenn es zum Bei-
spiel zu familiären Kon-
flikten kommt. Wir arbei-
ten mit der AG Migration
in der SPD zusammen,
um Lösungsmöglichkei-
ten zu finden. 

Wie kann man zu Euch
kommen, wie kann man
bei Euch mitmachen?
Es gibt jeden 1. Dienstag
im Monat ab 19.30 Uhr
unseren Stammtisch im
Brauhaus Rixdorf, Glaso-
wer Straße 27. Wir freuen
uns über jeden, der Inter-
esse hat. Einfach vorbei-
kommen und zuhören
oder mitdiskutieren. 

INTERVIEW Wie Ideologie zur
Normalität wurde
Falken informierten sich in Buchenwald

7. November 2012: Auf den
Tag genau vor genau 50 Jahren
legten Willy Brandt und Wal-
ter Gropius den Grundstein
für die heutige Gropiusstadt. 

Diesen Namen bekam die
Großsiedlung allerdings erst
zehn Jahre später. Bis dahin
hieß sie Berlin-Buckow-Rudow
(BBR). 

50 Jahre nach der Grund-
steinlegung: Zum Abschluss
der Jubiläumsfeierlichkeiten
sangen viele Bewohner  der
Gropiusstadt ein Geburtstags-
ständchen auf dem Lipschitz-
platz. Kinder hatten Laternen
gebastelt und tauchten den

Zum Erhalt des Tempelhofer
Feldes als „Wiesenmeer“ haat
sich ein Verein „Demokrati-
sche Initiative 100 Prozent
Tempelhofer Feld“ gebildet,
der ein Volksbbegehren an-
strebt. 

Der Verein will,  dass das
komplette Tempelhofer Feld als
öffentliche Freifläche mit Mög-
lichkeiten zur Sport- und Frei-
zeitnutzung vollständig erhal-
ten bleibt. Vereinsziel ist auch
der vollständige Erhalt des

Wiesenmeers als sogenanntes
Kaltluftentstehungsgebiet.

Die Initiative kritisiert die
Absicht der Senatsverwaltung,
das Tempelhofer Feld zu ver-
werten. Und sie moniert das
von der Senatsverwaltung in
Auftrag gegebene Gutachten,
das die volkswirtschaftlichen
Auswirkungen einer Nichtbe-
bauung ermitteln sollte: „Weil
davon ausgegangen wird, dass
die Kosten, die der Verkehr
durch Schadstoffausstoß, Stau

etc. verursacht, auch in 50 Jah-
ren noch dieselben Kosten sein
werden wie heute, ergibt sich
über den langen Zeitraum die
beeindruckende aber theoreti-
sche Summe von 298 Millio-
nen.“ Diese Kosten hatte das
Gutachten für Verkehrsströme
zum Tempelhofer Feld er-
mittelt. Die Initiative kontert:
„Dieser Zahl gegenüber stehen
1,6 Millionen Besucher im
Jahr.“ Weitere Informationen:
www.thf100.de

Der Präsident des Abgeord-
netenhauses, Ralf Wieland
(SPD), besuchte auf Einladung
von Kirsten Fleschh, MdA, de-
ren Wahlkreis in Nord-Neu-
kölln. 

Vor allem interessierte er
sich für die Roma. Er wollte
wissen, wie ihre Kinder in der
Schule zurechtkommen. Auch
deshalb besuchte er die Hans-
Fallada-Schule. Sprachliche In-

tegrationskurse, jahrgangs-
übergreifendes Lernen, Schü-
lerfirmen – die Angebote sind
vielfältig, über die Schulleiter
Carsten Paeprer seinen Besu-
chern zu berichten wusste.
Beim Rundgang durch die
Klassen bescheinigten die Leh-
rer den Roma-Kindern  guten
sozialen Umgang und regelmä-
ßige Schulbesuche.
www.hans-fallada-schule.de

50 Jahre Gropiusstadt
Eine Eiche zur Erinnerung an die Grundsteinlegung

Rettet das Wiesenmeer auf
dem Tempelhofer Feld ...
... fordert ein Verein, der dazu das Volk befragen will

Platz so in ein festliches Licht.
Schon vorher wurde auf dem
Mittelstreifen der Fritz-Erler-
Allee eine Eiche gepflanzt –
ganz in der Nähe des Ortes, an
dem vor 50 Jahren der Grund-
stein für die Gropiusstadt ge-
legt wurde. 

Die Eiche soll zusammen mit
einem großen Stein, auf dem
bald eine Gedenkplatte ange-
bracht wird, dauerhaft an die
Grundsteinlegung erinnern. 

Viele waren aus der Gropius-
stadt dabei, als die Eiche ge-
pflanzt wurde – auch lokale
Prominenz. Zu ihr gehörten
Vertreter der großen Woh-

nungsbauunternehmen,  der
Bezirksverwaltung und der
BVV-Fraktion der SPD, aber
auch Heike Thöne vom Quar-
tiersmanagement. Für die Mu-
sik dazu sorgten Schülerinnen
und Schüler der Walt-Disney-
Grundschule.

„Der Baum soll sich hier so
gut verwurzeln wie die vielen
Bürgerinnen und Bürger, die
in der Gropiusstadt eine Hei-
mat gefunden haben,“ mit die-
sem Wunsch ging die festtäg-
lich gestimmte Runde ausein-
ander, die sich zum 50. Jubi-
läum der Grundsteinlegung
versammelt hatte.

Im Oktober sind die Neu-
köllner Falken zur  Gedenk-
stätte Buchenwald bei Weimar
gefahren. 

„Es war uns wichtig darzu-
stellen, wie sich die Ideologie
der Nazis zur Normalität im
Alltag verwandelte“, sagt Mar-
tin Hikel von den Neuköllner
Jungsozialisten. „Gleich am er-
sten Tag, während eines Rund-
gangs durch die Gedenkstätte,
waren wir alle sehr betroffen
und mitgenommen.“

Als die Shoa der mörderische
Alltag war

Am zweiten Tag wurde ein
Seminar in der Gedenkstätte
geboten. Es wurden besondere
Orte gezeigt, etwa das kleine
Lager und die Müllhalde direkt
hinter diesem Ort. Dort wurde
noch einmal die Unmittelbar-
keit der Shoa klar, noch heute
wird an dieser Stelle aufbe-

wahrt und gezeigt, was Gefan-
gene am Leibe trugen.

Das zweifelhafte Gedenkstät-
tenerbe der DDR

Am Nachmittag besichtigten
die Neuköllner Falken das
Mahnmal auf der südlichen
Seite des Ettersbergs, das von
der DDR gebaut wurde.
Schnell wurde klar, dass die er-
mordeten Juden aus dem Ge-
denken der ehemaligen DDR
ausgeschlossen wurden. 

Am dritten Tag stand die
Ausstellung „Topf und Söhne –
der Ofenbauer von Auschwitz“
in Erfurt auf dem Programm,
in der deutlich wird, wie die
Wirtschaft mit den Nazis ko-
operierte. 

Auch im nächsten Jahr wol-
len die Falken eine Gedenk-
stätte besuchen – Mauthausen
(Oberösterreich), voraussicht-
lich in den Herbstferien.

„Jedem das Seine“ steht am Eingangstor des ehemaligen Konzen-
trationslages Buchenwald - heute eine Mahn- und Gedenkstätte.

Foto: Andreas Trepte / Wikipedia

Kirsten Flesch, Neuköllner Parlamentarierin im Abgeordnetenhaus,
mit einem Roma-Jungen in der Hans-Fallada-Schule.

Neuköllner Baumpflanzer (v.l.n.r.): Wolfgang Hecht, Jutta Weißbecker, Jan-Christopher Rämer und
Thomas Blesing (alle SPD).

Kleine Roma – 
mit Eifer dabei
Hoher Besuch in der Hans-Fallada-Schule

MELDUNGEN

STOLPERSTEIN
Am 29. November wurde  ein
Stolperstein zu Ehren von
Gertrud Seele vor ihrem ehe-
maligen Wohnhaus in der
Parchimer Allee 75 verlegt.
Gertrud Seele (Jahrgang
1917) entstammte einer sozi-
aldemokratischen Familie
und war Mitglied der Falken.
Nach 1933 war sie im Wider-
stand gegen den Nationalsozi-

alismus aktiv. Die Gestapo ver-
haftete die junge Mutter 1944
nach einer Denunziation.
Wegen "Wehrkraftzersetzung
und Feindbegünstigung" wur-
de sie vom Volksgerichtshof
zum Tode verurteilt und am
12. Januar 1945 in Plötzensee
hingerichtet. 

MENSCHENKETTE
„Hufeisensiedlung ist bunt,

nicht braun“. Unter diesem
Motto möchten viele Men-
schen ein Zeichen setzen, dass
in Britz Rechtsextremismus
nicht geduldet wird. Am 20.
Dezember treffen sich dazu
um 16.15 Uhr Anwohner,
Schulen, Vereine, Verbände,
demokratische Parteien Ge-
werkschaften und Kirchen zu
einer Menschenkette um das
Hufeisen.
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Das Ende der Kreidezeit
An der Rixdorfer Schule haben Schultafeln ausgedient. Jetzt müssen die Schüler vor coolen „Whiteboards“ schwitzen

Die SPD Neukölln betrachtet
mit Sorge die Entwicklung ra-
dikalislamischer Strömungen
auch im Bezirkk Neukölln. 

Während ihrer Klausurta-
gung im September diskutier-
ten die Sozialdemokraten die
Konsequenzen und verabschie-
deten dazu die „Grünauer Er-
klärung“. Unter anderem wird
als „zwingend notwendig“ er-
achtet, dass „bundesweit kon-
sequent gegen jegliche Form
von islamistischen Bewegun-
gen vorgegangen wird“.

Wir dokumentieren hier
Auszüge aus der verabschiede-
ten Resolution.

„Bekenntnis zur Glaubensfrei-
heit als Privatsache

An dem Grundsatz, dass der
Glaube eines Menschen Privat-
sache ist, müssen wir eisern
festhalten. Nur dieser Grund-
satz ist einer freiheitlich-demo-
kratischen Ordnung angemes-
sen. Das Recht von Eltern, die
Religion ihrer Kinder zu be-
stimmen, erlischt mit dem voll-
endeten 14. Lebensjahr. Der
Ethik-Unterricht muss Jugend-
lichen vermitteln, dass sie sich

anders entscheiden dürfen. Die
Schule muss ein religiös neu-
traler Raum bleiben. Wir be-
kennen uns ausdrücklich zum
Berliner Neutralitätsgesetz, das
dem Personal des Öffentlichen
Dienstes verbietet, auffällige
weltanschauliche Symbole zu
tragen.

Religiöse Abstriche an der
Schulpflicht begrenzen

Es ist eine gute, lebensnahe
Lösung, dass Berliner Schul-
kinder sich aus Anlass des
Zucker- und Opferfestes vom
Unterricht befreien lassen kön-
nen. Weitere Abstriche an der
Schulpflicht lehnen wir ab. Ins-
besondere die Teilnahme am
Sport-, Schwimm- und Biolo-
gieunterricht darf nicht aus re-
ligiösen Gründen verweigert
werden. Wo es nötig ist, kann
durch schulinterne Lösungen
(z.B. Teilungsunterricht) religi-
ösen Befindlichkeiten Rech-
nung getragen werden.

Gewaltbereite Salafisten be-
kämpfen

Ihre Grenze wird die Tole-
ranz des freiheitlich-demokra-

„Wir verurteilen religiöse Intoleranz“
SPD Neukölln diskutierte das Verhältnis von Religion und Staat – und formulierte wichtige Grundsätze
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einssport dringend notwen-
dig. Giffey fordert weitere In-
vestitionen in den Ausbau
und Erhalt der Sporthallen.
http://www.berlin.de/ba-neu-
koelln/abteilung/bischuku_sp
ort.html

ZUGEBAUT
Viele Straßen in Berlin sind
eine wahre Schlaglochsamm-
lung (siehe nebenstehendes
Fraunhofer-Foto). Die Berli-
ner Bezirke bekommen nun
kurzfristig wieder mehr Geld
zur Bekämpfung der
schlimmsten Schlaglöcher. 
Das kommt auch Neukölln
zugute: Hier werden sechs
Straßen für insgesamt fast ei-
ne Million Euro nachgebes-
sert. Das bleibe zwar ein
Tropfen auf den heißen Stein,
sei aber besser als gar nichts,
sagen viele Fahrrad- und

Autofahrer.  Ausgebessert
werden u.a. die Marienfelder
Chaussee, Kanalstraße und
Treptower Straße. Auch  Teile
der Buschkrugallee und der
Fulhamer Allee werden noch
in diesem Jahr von Schlaglö-
chern befreit. 
Nach dem bevorstehenden
Winter muss das Ausbesse-
rungsprogramm in 2013 in-
tensiv fortgesetzt werden,
denn viele Straßen in Neu-
kölln sind marode.

tischen Staates dort haben, wo
Religionsausübung zur Gefahr
für die Freiheit selbst wird, die
er garantiert. Deshalb müssen
gewaltbereite Gruppierungen
innerhalb der salafistischen
Strömungen wie bisher mit den
Mitteln des Verfassungschutzes

beobachtet und, wenn nötig,
durch Verbote, polizeiliche
Präventions- und staatsanwalt-
liche Verfolgungsmaßnahmen
bekämpft werden.

Zur Förderung der religiösen
Integration fordert die Neu-
köllner SPD zudem folgende

24 interaktive Whiteboards
haben seit Ende Oktober an
der Rixdorfer Schule in der
Donaustraße die trraditionellen
Schultafeln ersetzt. 

Neulich demonstrierten die
Schüler den Umgang mit dem
neuen Lehr- und Lerninstru-
ment. Interessiert schauten zu:
die Neuköllner Schulstadträtin
Dr. Franziska Giffey und Ober-
schulrat Nikolai Neufert von
der Senatsverwaltung für Bil-
dung.

Die Zeiten sind vorbei, als
der Lehrer einsam vor der
Klasse stand und mit weißer
und bunter Kreide mühsam

Tafelbilder erstellte. Seit gerau-
mer Zeit schon arbeiten die Pä-
dagogen der Rixdorfer Schule
mit ihren Schülern am Com-
puter. Vorausgegangen waren
auch für die Lehrer intensive
Übungen und Schulungen mit
der neuen Technik. 

Seit 2004 sind „Neue Me-
dien“ ein Schwerpunkt der
Schule. Sie hat eine gute IT-
Ausstattung mit einem Server-
system, zwei Computerräumen
mit je 24 bzw. 26 Arbeitsplät-
zen, insgesamt 109 PCs und 41
Notebooks. 

Alle Klassenräume und die
meisten Fachräume sind inzwi-

NEUE SPORTHALLE AN DER HERTABRÜCKE

religionspolitische Maßnah-
men:

Die Kultusministerkonferenz
wird aufgefordert, sich auf
bundesweit einheitliche Rege-
lungen zur Anerkennung von
zwei muslimischen Feiertagen
zu einigen, an denen muslimi-

Schule ist Bürgerpflicht
Gegen Schulschwänzer wird oft nur halbherzig vorgegangen

Computergesteuerte „Whiteboards“ ersetzen in den Schulen im-
mer häufiger die guten, alten Kreidetafeln.                PR- Foto: Urano

Erol Özkaraca (r.), Abgeordnetenhausmitglied und Vizechef der Neuköllner SPD, im Gespräch mit dem
Neuköllner Bürgermeister Heinz Buschkowsky (SPD).

In Berlin haben sich in nur
zwei Jahren die Mitteilungen
der Schulen über notorische
Schulschwänzer  fast verdop-
pelt. 

Diese so genannten Schul-
versäumnisanzeigen werden
erst dann dem Schulamt mitge-
teilt, wenn ein Schüler minde-
stens zehn Schultage hinterein-
ander unentschuldigt fehlt. 

Der Neuköllner SPD-Abge-
ordnete Joschka Langenbrinck
fordert jetzt ein energischeres
und vor allem einheitliches
Vorgehen gegen Schulschwän-
zerei in ganz Berlin. Nach sei-
nen Aussagen reagieren die Be-
zirke nämlich unterschiedlich
auf das Problem. 

„Die Schulpflicht muss des-
halb mit klaren Regeln – die
verbindlich für alle Bezirke gel-

ten – schnell und konsequent
durchgesetzt werden, um den
Kindern durch eine Schulbil-
dung andere Zukunftschancen
als eine Hartz-IV-Karriere zu
bieten“, fordert Langenbrinck.
Es könne nicht sein, dass „die
Bezirke gegen Falschparken
konsequenter vorgehen als ge-
gen Schulschwänzen“.

Kein geringes Problem: 3500
Berliner Schüler, also rund 20
Prozent, gelten als Schul-
schwänzer. Im vergangenen
Schuljahr haben über 2000
Schüler 11 bis 20 Tage, 900
Schüler 21 bis 40 Tage und 655
Schüler mehr als 40 Tage un-
entschuldigt geschwänzt.

Die Konsequenzen sind sehr
unterschiedlich. Während im
vergangenen Schuljahr Neu-
kölln in über 300 Fällen ein

schen vernetzt. „Die Whitebo-
ards haben, die Vernetzung
nicht mitgerechnet, 100 000
Euro gekostet“, sagt Schulstadt-
rätin Giffey. Diese Investition
sei wesentlich auch aus Euro-
pamitteln finanziert worden.

Roma-Kinder erhalten Unter-
stützung

Bei dieser Gelegenheit wurde
auch über eine neue Entwick-
lung gesprochen: 700 Kinder
aus Romafamilien, die meist
aus Bulgarien und Rumänien
stammen, werden an Neuköll-
ner Schulen unterrichtet. Oft
können diese Kinder praktisch

gar kein Deutsch, das stellt die
Schulen vor ungeheure Proble-
me (wir berichteten).

Jetzt werden in Berlin
300 000 Euro für 2013 allein
für Dolmetscher zur Verfü-
gung gestellt, ein Drittel davon
fließt nach Neukölln. Es gibt
inzwischen 26 besondere Lern-
gruppen in Neuköllner Schu-
len, die es neu zugezogenen
Kindern ermöglichen sollen,
sehr schnell Deutsch zu lernen
und einen Zugang zu den Re-
gelklassen zu finden. Daneben
werden die Familien beraten,
beispielsweise bei gesundheit-
lichen Themen.

Bußgeldverfahren wegen Ver-
stoßes gegen die Schulpflicht
gegen Eltern einleitete, sah
Friedrichshain-Kreuzberg die-
se Notwendigkeit nur in einem
Fall. 

Joschka Langenbrinck kann
das nicht verstehen. Er fordert,
dass die Schulversäumnisan-
zeigen schneller beim Schul-
amt gestellt, mit ihnen verbind-
lich das Jugendamt informiert,
das Bußgeldverfahren verbes-
sert und diese klaren Regeln
von allen Bezirken durchgezo-
gen werden. 

„Es ist unsere Aufgabe uns
um die Kinder zu kümmern,
wenn ihre Eltern dazu nicht in
der Lage sind. Und es ist unsere
Aufgabe dafür zu sorgen, dass
gesellschaftliche Regeln einge-
halten werden.“

AUFGEBAUT 
Auf dem Gelände des ehema-
ligen Güterbahnhofs an der
Hertabrücke entlang der
Ringbahn wird bis 2016 eine
neue Dreifach-Sporthalle für
7,8 Millionen Euro gebaut.
Die Halle wird der Silber-
stein-, der Albrecht-Dürer-,
der Konrad-Agahd- und der
Peter-Petersen-Schule zugute
kommen. Natürlich soll auch
der Neuköllner Vereinssport
profitieren, der unter notori-
schem Raummangel leidet.
6,8 Mio. Euro kommen aus
der Senatsverwaltung für
Stadtentwicklung, den Rest
steuert der Bezirk als Eigen-
anteil bei. Das hat die Be-
zirksstadträtin für Sport, Dr.
Franziska Giffey (SPD), mit-
geteilt. Eine Erhöhung der
Hallenkapazitäten sei für den
Schulunterricht und den Ver-

sche Kinder von der Teilnahme
am Unterricht befreit werden. 

Die Ausbildung von Imamen
und Religionslehrern an deut-
schen Universitäten muss aus-
gebaut werden. Auch an einer
Berliner Uni müssen Studien-
gänge für die Ausbildung von
Imamen, Lehrerinnen und
Lehrern eingerichtet werden. 

Bund und Länder müssen
Kriterien entwickeln, unter
welchen Voraussetzungen isla-
mische Glaubensgemeinschaf-
ten als Körperschaften Öffent-
lichen Rechts anerkannt wer-
den können. Das geistliche
Personal muss über einen theo-
logischen Abschluss einer
deutschen Universität verfügen
und sich zum Grundgesetz und
der freiheitlich-demokrati-
schen Grundordnung der
Bundesrepublik Deutschland
bekennen. 

Im Land Berlin muss der
Grundsatz durchgesetzt wer-
den, dass nur Lehrerinnen und
Lehrer mit einem Abschluss in
Islamischer Religionslehre von
einer deutschen Universität is-
lamischen Religionsunterricht
erteilen dürfen.“


